
Gesetze,

auf die in der Stellungnahme des Berliner Datenschutzbeauftragten vom 13.11.2014 
Bezug genommen wird

§28 Abs. 9 BDSG – Datenerhebung und Speicherung für eigene Geschäftszwecke

(9) Organisationen, die politisch, philosophisch, religiös oder gewerkschaftlich ausgerichtet 
sind und keinen Erwerbszweck verfolgen, dürfen besondere Arten personenbezogener 
Daten (§ 3 Abs. 9) erheben, verarbeiten oder nutzen, soweit dies für die Tätigkeit der 
Organisation erforderlich ist. Dies gilt nur für personenbezogene Daten ihrer Mitglieder 
oder von Personen, die im Zusammenhang mit deren Tätigkeitszweck regelmäßig Kontakte 
mit ihr unterhalten. Die Übermittlung dieser personenbezogenen Daten an Personen oder 
Stellen außerhalb der Organisation ist nur unter den Voraussetzungen des § 4a Abs. 3 
zulässig. Absatz 2 Nummer 2 Buchstabe b gilt entsprechend.

§28 Abs. 1 Nr. 1 – BDSG – Datenerhebung und Speicherung für eigene Geschäftszwecke

(1) Das Erheben, Speichern, Verändern oder Übermitteln personenbezogener Daten oder 
ihre Nutzung als Mittel für die Erfüllung eigener Geschäftszwecke ist zulässig 

1.
wenn es für die Begründung, Durchführung oder Beendigung eines 
rechtsgeschäftlichen oder rechtsgeschäftsähnlichen Schuldverhältnisses mit dem 
Betroffenen erforderlich ist,

§ 3 Abs. 9 BDSG - Begriffsbestimmungen

(9) Besondere Arten personenbezogener Daten sind Angaben über die rassische und 
ethnische Herkunft, politische Meinungen, religiöse oder philosophische Überzeugungen, 
Gewerkschaftszugehörigkeit, Gesundheit oder Sexualleben.

§28 Abs. 6 Nr. 2 – BDSG – Datenerhebung und Speicherung für eigene Geschäftszwecke

(6) Das Erheben, Verarbeiten und Nutzen von besonderen Arten personenbezogener Daten 
(§ 3 Abs. 9) für eigene Geschäftszwecke ist zulässig, soweit nicht der Betroffene nach 
Maßgabe des § 4a Abs. 3 eingewilligt hat, wenn …

2.

es sich um Daten handelt, die der Betroffene offenkundig öffentlich gemacht hat,
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§ 4 BDSG - Zulässigkeit der Datenerhebung, -verarbeitung und -nutzung

(1) Die Erhebung, Verarbeitung und Nutzung personenbezogener Daten sind nur zulässig, 
soweit dieses Gesetz oder eine andere Rechtsvorschrift dies erlaubt oder anordnet oder 
der Betroffene eingewilligt hat.

§ 4a Abs. 3 BDSG - Einwilligung

(3) Soweit besondere Arten personenbezogener Daten (§ 3 Abs. 9) erhoben, verarbeitet 
oder genutzt werden, muss sich die Einwilligung darüber hinaus ausdrücklich auf diese 
Daten beziehen.

§ 3 Abs. 9 BDSG - Betriffbestimmungen

(9) Besondere Arten personenbezogener Daten sind Angaben über die rassische und 
ethnische Herkunft, politische Meinungen, religiöse oder philosophische Überzeugungen, 
Gewerkschaftszugehörigkeit, Gesundheit oder Sexualleben.

Tendenzbetieb

Ein Tendenzbetrieb ist ein Betrieb, mit dem der Unternehmer nicht unbedingt oder nicht 
nur  Geld verdienen verdienen will, sondern mit dem er ausschließlich bzw. zusätzlich 
andere Ziele verfolgt, nämlich die im Gesetz erwähnten politischen, erzieherischen, 
wissenschaftlichen oder künstlerischen Ziele (diese Aufzählung ist nicht vollständig, zu 
den Einzelheiten. vgl. §     118   Abs. 1 BetrVG).  Hierzu gehören auch Parteien.
sh. https://de.wikipedia.org/wiki/Tendenzbetrieb

GG Art. 21 Abs. 1 Satz 3

(1) Die Parteien wirken bei der politischen Willensbildung des Volkes mit. Ihre Gründung ist 
frei. Ihre innere Ordnung muß demokratischen Grundsätzen entsprechen. Sie müssen über 
die Herkunft und Verwendung ihrer Mittel sowie über ihr Vermögen öffentlich 
Rechenschaft geben.
…
(3) Das Nähere regeln Bundesgesetze.

PartG § 15 Abs. 2 

(2) Die Wahlen der Vorstandsmitglieder und der Vertreter zu Vertreterversammlungen und 
zu Organen höherer Gebietsverbände sind geheim. Bei den übrigen Wahlen kann offen 
abgestimmt werden, wenn sich auf Befragen kein Widerspruch erhebt.
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§ 5 BDSG – Datengeheimnis

Den bei der Datenverarbeitung beschäftigten Personen ist untersagt, personenbezogene 
Daten unbefugt zu erheben, zu verarbeiten oder zu nutzen (Datengeheimnis). Diese 
Personen sind, soweit sie bei nicht-öffentlichen Stellen beschäftigt werden, bei der 
Aufnahme ihrer Tätigkeit auf das Datengeheimnis zu verpflichten. Das Datengeheimnis 
besteht auch nach Beendigung ihrer Tätigkeit fort.

§ 9 BSDG – Technische und organisatorische Maßnahmen

Öffentliche und nicht-öffentliche Stellen, die selbst oder im Auftrag personenbezogene 
Daten erheben, verarbeiten oder nutzen, haben die technischen und organisatorischen 
Maßnahmen zu treffen, die erforderlich sind, um die Ausführung der Vorschriften dieses 
Gesetzes, insbesondere die in der Anlage zu diesem Gesetz genannten Anforderungen, zu 
gewährleisten. Erforderlich sind Maßnahmen nur, wenn ihr Aufwand in einem 
angemessenen Verhältnis zu dem angestrebten Schutzzweck steht.
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